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U r t e i 1

In dem Rechtsstreit

Zugestellt am
500 Juli 4975

RegHauptsekretär Klager und Revisionsbeklagter„

als Urkundsbeamter Prozeßbevollmächtigter:
„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„der Geschäftsstelle

g e g e n

Beklagte und Revisionsklägerin‚

Esésslséans=

Der 7„ Senat des Bundessozialgerichts hat

ohne mündliche Verhandlung am 10„ Juli 1973

durch die Richter Dr„ B r o c k e

Dra W i t t e und Dr“ H e u B n e r und

die ehrenamtlichen Richter Dr° H e n k e n

und B 6 s s o w
für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten werden das

Urteil des Landessozialgerichts Nieder—

sachsen V0m 260 November 1970 und das

Urteil des Sozialgerichts Braunschweig vom
60 April 4970 aufgehoben°

Die Klage wird abgewiesen„
Kosten sind nicht zu erstatten°
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Die Beteiligten streiten über die Rückforderung von

Kindergeld (Kg), das der Kläger für die Zeit von Januar
bis Dezember 1967 und von Februar bis April 1968 in Höhe

von insgesamt 575‚—— DM erhalten hat°

Der Kläger ist seit Jahren bei der beigeladenen Forstge—

nossenschaft als Forstaufseher beschäftigt° Während der
Zeit dieser Beschäftigung hat er von April 1961 bis

Dezember 1962 und von Mai 1965 bis März 1964 Zweitkinder—

geld nach dem Kindergeldkassengesetz (KGKG) sowie von
April 1964 bis Dezember 1967 und von Februar bis

Oktober 1968 nach dem Bundeskindergeldgesetz (BKGG) be—

zogen° Die Beigeladene zahlt ihm erst seit November 1968

dem Kg vergleichbare Leistungen°

Mit Bescheid vom 4„ November 1968 entzog die Beklagte dem

Kläger unter Einstellung der Zahlung das Kg„ weil er als

Arbeitnehmer einer Körperschaft des öffentlichen Rechts

darauf keinen'Anspruch habeo Mit Bescheid vom 220 Januar

1969 forderte sie das für die Zeit von Mai bis Oktober

"1968 gezahlte Kg in Höhe von 150‚—— DM vom Kläger zurück;

der Kläger zahlte den geforderten Betrag° Mit weiterem

Bescheid vom 15° März 1969 entzog die Beklagte ihm rück—

wirkend das Kg ab April 1961 und forderte das für die

Zeit von Januar bis Dezember 1967 und von Februar bis

—April 1968 gewährte Kg in Höhe von 5757—e DN zurück°

Gleichzeitig machte sie gegenüber der beigeladenen Forst—

genossenschaft unter Mitteilung dieses Bescheides den

Übergang des Anspruchs des Klägers auf Ersatzkindergeld

(@ ? Abso 6 BKGG) geltende Der Widerspruch des Klägers
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gegen den Bescheid wurde mit Widerspruchsbescheid vom

240 April 4969 zurückgewiesen° Zur Begründung wird aus—
geführt‚ die Forstgenossenschaftv bei der der Kläger

beschäftigt sei‚ sei eine Körperschaft des öffentlichen

Rechts° Sie habe ein Statut„ stehe unter staatlicher

Aufsicht und könne den öffentlichen Lasten gleichstehende

Umlagen erheben und notfalls zwangsweise beitreiben;

auch bestehe Zwangszugehörigkeit° Ihre Arbeitnehmer hät—

ten daher nach 5 } Abs° 4 Nr„ 2 KGKG und 5 7 Abs° 4

Nr° 5 BKGG keinen Anspruch auf Kg° Die rückwirkende Ent—

ziehung sei nach 5 27 KGKG und 5 22 BKGG zu Recht er—
folgt° Die Rückforderung seiy— unter Berücksichtigung

der Verjährungsvorschriften —nach 5 45 Nr° 4 BKGG
begründetg weil der Kläger für die entsprechenden Zei—

ten Leistungen gemäß 5 ? Abs° 6 BKGG beanspruchen könne°

Bei dieser Rechtslage komme eine Verwirkung des Anspruchs

auf Rückzahlung nicht in Betrachto Überdies sei die Kin—

dergeldkasse auch hinsichtlich des Rechtscharakters der

beigeladenen Forstgenossenschaft im Unklaren gelassen

worden°

Das Sozialgericht (SG) Braunschweig hat die Forstgenosn

senschaft beigeladen° Dem Antrag des Klägers und der

Beigeladenen entsprechend hat es durch Urteil vom
60 April 4970 den Bescheid vom 45„ März 4969 und den

Widerspruchsbescheid vom 240 April 4969 aufgehoben; es
’hat die Berufung zugelassen„ Zur Begründung führt es

aus‚ es stehe zwar außer Frage, daß der Kläger keinen

Anspruch auf Kg gehabt habe„ jedoch sei der Rückfor—

derungsanspruch verwirkto

Mit Urteil vom 26„ November 4970 hat das Landessozial—
gericht (LSG) Niedersachsen die von der Beklagten gegen
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das vorgenannte Urteil eingelegte Berufung mit der Maß—

gabe zurückgewiesen, daß die dort genannten Bescheide nur

insoweit aufgehoben werden, als sie über die Rückforderung

von Kg befinden° Zur Begründung hat es ausgeführt: Die

angefochtenen Bescheide seien nicht zu beanstandena so—
weit dem Kläger das Kg entzogen worden sei; darüber seien

sich die Beteiligten einig„ Die Rückforderung des seit

Januar 4967 geleisteten Kg sei auch nicht verwirkt° Allein
durch die jahrelange Gewährung von Kg habe die Beklagte

dem Kläger keinen Grund zu der Annahme gegeben9 daß sie

auf eine mögliche Rückforderung zu Unrecht geleisteter
‘Beträge verzichten wolle„ Die Beklagte verstoße jedoch

wider Treu und Glauben„ wenn sie eine Leistung zurück—

fordere‚ die durch ihr schuldhaftes Verhalten bewirkt

worden sei° Auch habe sie die Kindergeldbeträge„ um deren

Rückforderung es
hier gehe (ab Januar 4967)? in Kenntnis

ihrer Nichtschuld geleistet; solche Leistungen könnten

grundsätzlich nicht zurückgefordert werden„ Die Kinder—

geldberechtigung der Arbeitnehmer von Forstgenossenschaf—
ten sei nämlich bereits in den Jahren 1965/66 Gegenstand

eingehender Erörterungen zwischen dem Landesarbeitsamt
Niedersachsen und der Land— und Forstwirtschaftlichen

Arbeitgebervereinigung Niedersachsen e„V„ geweseno Dabei
habe das Landesarbeitsamt in einem Schreiben vom 20 Juni‘

7966 unter Hinweis auf das Forstgenossenschaftsgesetz

vom 49„ Mai 1890 eingehend dargelegt3 daß die Forstgenosé

senschaften Körperschaften des öffentlichen Rechts seien‚

und daß demgemäß für ihre Arbeitnehmer der Anspruch auf

Kindergeld nach 5 ? Abs° 4.Nro 5 BKGG Zwingend ausge—

schlossen sei„ diesen aber ggf° ein Anspruch nach @7
Abs„ 6 BKGG gegenüber ihren Arbeitgebern zustehe° Die

Beklagte habe demnach bereits im Jahre 4966 genaue Kennt—
nis von der hier maßgebenden Rechtslage gehabt7 gleichwohl
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aber die Zahlung des Kg an den Kläger fortgesetzt° Der

Kläger habe dagegen die fehlerhafte Gewährung nicht er—

kennen könneno Er habe sich gutgläubig auf die objektiv

ungerechtfertigte Leistung einrichten und sie verbrauchen

dürfen°

Gegen dieses Urteil hat die Beklagte die — vom LSG zu—
gelassene — Revision eingelegto Sie rügt eine Verletzung

der 55 ? Abs° 1 u° 6, ’l’j—Nr° 4 und 25 Abs„ 4 BKGG° Es

sei der Zweck des 5 45 Nr° 4.BKGG‚ Doppelleistungen aus

öffentlichen Mitteln — hier Kg und Leistungen nach
5 7 Abso 6 BKGG — auszusichließen° Dem entspreche die Re—

gelung9 dem Kindergeldempfänger die Rückzahlungspflicht

auch dann aufzuerlegen„ wenn ihn kein Verschulden an der

Überzahlung treffeo Der Rückzahlungspflicht stehe hier

ein Anspruch des Klägers gegen die Beigeladene in glei—

cher Höhe gegenüber; für einen Vertrauensschutz des Klä—

gers bestehe daher kein Bedürfnis„ Von einer positiven

Kenntnis des Nichtbestehens einer Schuld könne im vor—
liegenden Fall nicht die Rede sein° Ein Verschulden an
der Weitergewährung des Kg hindere sie — die Beklagte —
nicht daran? das überzahlte Kg zurückzufordernv weil dem
Kläger noch ein realisierbarer Anspruch auf Leistungen

nach % 7 Abs° 6 BKGGzustehec

Die Beklagte beantragt„

das angefochtene Urteil sowie das Urteil des SG

Braunschweig vom 6° April 1970 aufzuheben und die

Klage abzuweiseno

‘Der Kläger und die Beigeladene beantragen?

die Revision der Beklagten zurückzuweisen°
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Sie halten das angefochtene Urteil für richtig„

Die Beteiligten sind mit einer Entscheidung durch Urteil'
ohne mündliche Verhandlung einverstanden (@ 424 Abs° 2
des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)°

II

Die Revision der Beklagten ist zulässig und begründet°

Im Streit ist nur noch die Rückforderung von Kg in Höhe

von insgesamt 575‚—- DM° Die rückwirkende Entziehung

dieses sowie des Kg für frühere Zeiträume ist nicht mehr

angefochtena

Die Rückforderung gezahlten-und rückwirkend wieder ent—

zogenen Kg ist nach 5 45 BKGG nur zulässig‚ wenn eine der

in den vier Ziffern dieser Vorschrift aufgeführten Alter—

nativen vorliegt° Da der Kläger weder die « ohne Vorbe—

halt erfolgte (5 45 Nr„ 5) —Gewährung des Kg für diese
Zeit mindestens grobfahrlässig herbeigeführt hat (5 45

Nro 4)? noch bei dessen Empfang bösgläubig gewesen ist

(5 45 Nr„ 2)‚ kommt als Rechtsgrundlage der Rückforderung
hier nur Nr° 4 der Vorschrift in der vor dem 4°Januar 4974

geltenden Fassung in Betracht° Hiernach ist das für einen

Monat geleistete Kg zurückzuzahlen‚ wenn der Empfänger

für denselben Monat eine der in @ 25.Abs„ 4 Satz 4 Nrno

4‚2 und 4 BKGG (in der vor dem 40 Januar 4974 geltenden
Fassung) genannten Leistungen "erhalten hat" oder

"beanspruchen kann"„ Hierzu gehören Kinderzuschläge nach

besoldungsrechtlichen Vorschriften oder vergleichbare

Leistungen für Kinder aufgrund eines der in den Fällen

des 5 ? Abs° 4 bestehenden Rechtsverhältnisse sowie

_‘7__
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Leistungen nach 5 7 Abs„ 6 BKGG„ Im vorliegenden Fall

kann der Kläger für die Monate? für die er das von ihm
zurückgeforderte Kg erhalten hat‚ von

seiner beigeladenen

Arbeitgeberin Leistungen nach @ 7 Abs„ 6 BKGG beanspruchenc

Dabei kann es dahingestellt bleiben‚ ob die Bindungswir—

kung des Entziehungsbescheides und die Rechtskraftwirkung

'des diesen Bescheid bestätigenden und insoweit nicht ange—

fochtenen LSG—Urteils sich auch auf die Erfüllung der

Grundvoraussetzung des 5 ? Abs° 6 erstreckt‚ daß es sich

nämlich um einenArbeitnehmarhandelt‚ für dessen Kinder

nach 5 ? Abs„ 4 Nr„ 5 oder 4 kein Kg gewährt wird° Denn
die Vorinstanzen sind in Übereinstimmung mit den Beteiw

ligten vu Recht davon au5gegangen7 daß die beigeladene

Forstgenossenschaft9 deren Arbeitnehmer der Kläger ist,

als "sonstige Körperschaft des öffentlichen Rechts“ im
Sinne des 5 7 Nro 5 BKGG anzusehen ist„ Sie gehört zu den

durch das braunschweigische Gesetz betreffend die unge«
teilten Genossenschaftsforsten vom 49° Mai 4890 in der

Fassung der Verordnung vom 48° Februar 4952 (Ndso GVBl„

SdBd„ III So 575) erfaßten Genossenschaftena Hiernach

ist sie eine der Staatsaufsicht unterliegende juristische

Person (€ 2)‚ deren Verfassung durch ein staatlich ge—
nehmigtes Statut (@ 4) geregelt ist° Die Teilung sowohl

eines Nutzungsrechts (Anteils) wie auch eines Genossen—

schaftsforstes bedarf staatlicher Genehmigung (55 5 und 7)=
Die der Genossenschaft von einem Nutzungsberechtigten

geschuldeten Genossenschaftsleistungen an Geld werden im
Verwaltungszwangsverfahren eingezogen (@ 40 Absc 2)„

In 5 4 Nro 5 iVm 5 2 des niedersächsischen Realverbands—
gesetzes vom 4„ November 4969 (Nds„ GVBIO S° 487) wird
ausdrücklich für diese Forstgenossenschaften der Status
als Körperschaften des öffentlichen Rechts ebenso bei

stätigt wie unter Nr„ 2 für die Realgemeinden9 deren Ver—

fassung nach dem preußischen Realgemeindegesetz (RGG)
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für die Provinz Hannover vom 5„ Juni 4888 (Pr„GS So 253)

geregelt ist° Für die unter das RGG fallenden Forstgenos—

senschaften (Realgemeinden) hat der Senat bereits mit

Urteil vom 46„ März 4975 (SozR Nr„ 45 zu 5 7 BKGG)ent—
schieden, daß sie als Körperschaften des öffentlichen

Rechts auch im Sinne des S 7 Abs° 1 Nr() 5 BKGG anzu—

sehen sind (soaq Urteil vom heutigen Tage — ? RKg 56/70 —)o

Die Begründung dieser Entscheidungen? auf die im einzel—

nen verwiesen wird? gilt in gleicher Weise für den hier

vorliegenden Falle Der Senat hat darin ausgeführt„ daß

aus dem Wortlaut des 5 7 Abs„ 1 Nr„ }? seinem'Zusammen—

hang mit 5 ? Abs° ? Nr° 4 und 5 ? Abs° 6 sowie aus der
Entstehungsgeschichte des 5 ? BKGGauf den Willen des
Gesetzgebers zu schließen ist‚ daß den Arbeitnehmern

grundsätzlich aller Körperschaften? Anstalten und

Stiftungen des öffentlichen Rechts9 ohne Rücksicht auf

die von ihnen zu erledigenden Aufgaben und Geschäfte und

ohne Rücksicht auf die Art der von ihnen angewendeten

tarifvertraglichen Regelungen‚ Kg nicht gewährt werden

solle Er hat ferner ausgeführt? daß diese Regelung nicht

gegen den Gleichheitssatz des Art„ 5 des Grundgesetzes

(GG) verstößt‚ weil die Zahlung von dem Kg entsprechenden
Leistungen durch die Arbeitgeber (5 ? Abs° 6 BKGG) eben—

falls aus öffentlichen Mitteln erfolgt° Dabei sind das
Vermögen der juristischen Personen des öffentlichen

Rechts und die daraus erwirtschafteten Mittel grundsätz«

“lich als öffentliche Mittel in diesem Sinne anzusehen;

bei der hier beigeladenen Forstgenossenschaft kommt hinzu?

daß die ihr geschuldeten Genossenschaftsleistungen im

Verwaltungszwangsverfahren eingezogen werden? so daß sie

auch im funktionellen Sinne als öffentliche Mittel ge—

kennzeichnet sind (vgl° jetzt 5 29 Abs„ 4 und 4 des

niedersächsischen Realverbanngesetzes)„
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Da dem Kläger demgemäßnach.5 ? Abs° 4 Nr° 5 BKGGKg
nicht zusteht‚ die beigeladene Forstgenossenschaft auf

sein Arbeitsverhältnis — jedenfalls für die Rückforde—

rungszeit — auch nicht die für Beamte geltenden besol—

.dungsreohtlichen Vorschriften über Kinderzuschläge oder

entsprechende Regelungen anwendet9 hat er ihr gegenüber

nach 5 7 Abs° 6 BKGG einen Anspruch auf Leistungen in

Höhe des Kg‚ das sogenannte Ersatzkindergeld° Die Voraus—

setzungen der Rückzahlungspflicht nach der zweiten Alter—

native des 5 45 Nrc @ BKGG, daß nämlich der unberechtig—

te Empfänger von Kg für den gleichen Zeitraum bestimm—

te andere Leistungen "beanspruchen kann", ist somit ge«

geben°

Wie der Senat in seinem Urteil vom 290 März 4975
_

— 7 RKg 9/70 — (SozR Nr„ 4 zu 5 45 BKGG) zur Auslegung

der erst auf Vorschlag des Ausschusses für Arbeit nachträg—

lich in den Gesetzesentwurf eingefügten Nr° 4 des 5 45 BKGG

ausgeführt hat„ enthält diese Vorschrift zwei inhaltlich

voneinander verschiedene und unabhängige Regelungen‚ de—

nen lediglich der Endzweck gemeinsam ist? Doppelleistun—

gen der öffentlichen Hand zu verhindern() Es ist hierbei

zu unterscheiden zwischen den in Nr° 4 enthaltenen beiden

Alternativen "erhalten hat“ und "beanspruchen kann"‚ von
denen für den Fall des Klägers die zweitgenannte in Be—

/‘tracht kommt° Der Regierungsentwurfa der nur die Nrn° 0—5

vorsah? enthielt — wie vorher schon 5 28 KGKG — insofern

eine Lücke„ als 5 25 Abs, 4 zwar die Möglichkeit für das
Arbeitsamt vorsieht7 Ansprüche auf Leistungen‚ neben de—

nen Kg nicht gewährt wird oder die an die Stelle des
Kg.

treten, auf sich überzuleiten9 hierfür aber die Rück—

zahlung3pflicht des Kindergeldempfängers voraussetzt‚

während bei den Rückzahlungsvorschriften eine diese Fälle
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_10_

allgemein erfassende Vorschrift zunächst fehlteoDamit
wäre der zur Vermeidung von Doppelleistungen gebotene

Zugriff auf die noch ausstehende "andere” Leistung nur

unter den Voraussetzungen der Nrn„ 4 — 5 des S 45 BKGG
möglich gewesen° Es besteht aber kein begründeter An—

laß7 demjenigen, welcher — wenn auch ohne Verschulden

und gutgläubig — unberechtigt Kg erhalten hats daneben

auch noch den Anspruch auf diese "andere" Leistung zu
belassen„ In Ausfüllung dieser Lücke übernahm der Uesetz—

geber die für entsprechende Fälle im Recht der Arbeits—

losenversicherung getroffene Regelung (% 485 Abs° 2 Nr° 5
iVm 5 486 des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Are

beitslosenversicherung —AVAVG—), wonach zu Unrecht ge—

leistete Beträge zurückzufordern sind? wenn und soweit

der Empfänger — noch — Ansprüche auf bestimmte andere

Leistungen hat„ Anders als in den Fällen der ersten Alter—

native ("erhalten hat") ist die Regelung des 5 45 Nr° 4
BKGG in seiner zweiten Alternative darauf gerichtet, zu
verhindern, daß es überhaupt zu einer Doppelleistung der

öffentlichen Hand für dasselbe Kind und denselben Zeit—

raum kommt? und zugleich einen Ausgleich zwischen dem

rechtlich zur Leistung Verpflichteten und der zu Unrecht

belasteten Kindergeldkasse herbeizuführen° Die auf dieser

Regelung beruhende Rückzahlungspflicht soll den Zugriff

auf die Nachzahlung der anderen Leistung9 anstatt deren

das Kg zu Unrecht gezahlt worden ist — hier also des

Ersatzkindergeldes nach 5 7 Abs° 6 BKGG—‚ermöglichen°
Im Rahmen dieser Zweckbestimmung bedarf es keiner ein—

schränkénden Voraussetzung für die Rückzahlungsverpflich—

tung‚ wie sie das soziale Leistungsrecht sonst allgemein

— im wesentlichen unter dem Gesichtspunkt des Vertrauens—

schutzes — aufgestellt hat„ Ein schutzwürdiges Interesse

des Empfängers‚ einerseits das ihm objektiv zu Unrecht
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gezahlte Kg behalten„ außerdem aber für die gleiche

Zeit noch das ihm statt dessen zustehende Ersatzkin—

dergeld nachempfangen zu dürfeng kann nicht anerkannt

werden„ Die Beklagte handelte daher — entgegen der Auf—

fassung des LSG — nicht wider Treu und Glauben, wenn sie

— was ohnehin nicht in ihrem Ermessen steht — die Rück»

zahlungspflicht festgestellt hat° Dem steht nach dem

Sinn und Zweck der Regelung auch nicht entgegen? daß

die unrechtmäßige Gewährung des Kg möglicherweise auf

einem Verschulden eines Bediensteten der Beklagten be—

ruht oder doch in deren Verantwortungsbereich fällto Es

ist daher ohne Bedeutung? daß die Beklagte bereits im

Jahre 4966 zu anderen Fällen grundsätzlich die Auffas—

sung vertreten hat‚ Arbeitnehmer der Forstgenossenschaf—

ten von der Art der Beigeladenen seien vom Kindergeld—

bezug nach 5 7 Abs° ? Nr„ 3 BKGG ausgeschlossen„ Der

Rückforderungsanspruch entfällt damit auch nicht etwa

— wie das LSG wohl meint — nach bürgerlich-rechtlichen
BereicherungSgrundsätzen, weil die Beklagte das Kg

"in Kenntnis der Nichtschuld" geleistet hättec Die ver—
sehentliche Nichtanwendung einer Ausschlußvorschrift

im Einzelfall bedeutet keineswegs9 daß in Kenntnis der

Nichtschuld icS„ des 5 814 des Bürgerlichen Gesetz—
buches (BGB) geleistet werden wäre„ Im übrigen beruht

aber auch die Rückzahlungspflicht des Klägers weder un—
mittelbar noch in entsprechender Anwendung auf diesen

Bereicherungsvorschriften„ sondern auf der abschließen—

den Sonderregelung des BKGG° Zutreffend hat das LSG aus—
geführt‚ daß im vorliegenden Fall keine besonderen Um»

stände vorliegen7 die zu einer Verwirkung des Rückforde—
rungsrechts der Beklagten geführt haben könnten; es han—

delt sich vielmehr um einen Regelfall für die Anwendung

der SS 22 und 15 Nrc 4 BKGG° Die längere Dauer der un«
rechtmäßigen Gewährung allein reicht zur Begründung
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der Verwirkung nicht aus; sie wird ohnehin durch die kurze

Verjährungsfrist für Rückzahlungsan5prüche (% 14 Abs„ 2
BKGG) aufgefangen°

Bei alledem ist allerdings zu beachten, daß eine allein

auf der zweiten Alternative des 5 45 Abs„ 4 BKGG beruhende
Rückzahlungspflicht regelmäßig nicht zu einer echten Rück—

zahlung durch den Empfänger des Kg führen soll? vielmehr

als juristische Hilfskonstruktiön für die Erfassung des

diesem noch zustehenden Anspruchs auf die ”andere" Leistung

gedacht ist„ Da der dem Kläger im vorliegenden Fall zu—

stehende Anspruch auf Ersatzkindergeld nach 5 7 Absa 6 BKGG

nach allgemeinen Voraussetzungen und Höhe dem Kg ent—

spricht? für das er noch rückzahlungspflichtig ist? und

die Beklagte diesen Anspruch auf sich übergeleitet hat„

wird er selbst von der Rückzahlungspflicht praktisch nicht

betroffen° Bei dem Charakter der nach 5 45 Nr„ 4 iVm
5 25 Abs„ 4 BKGGaF als leistungspflichtig in Betracht
kommenden Versicherungsträger9 Dienstherren und Arbeitgeber

konnte der Gesetzgeber auch ohne weiteres von der Reali—

sierbarkeit der gegen sie bestehenden Ansprüche des Rück—

zahlung5pflichtigen„ doho davon ausgehen, daß die genannten

öffentlichen (oder im Falle des % 7 Abs„ 1 Nrc 4 quasi—
öffentlichen} Stellen diese Ansprüche auf Nachzahlung

der "anderen" Leistungen auch tatsächlich erfüllen und
den Rückzahlungspflichtigen damit im Ergebnis von seiner

Rückzahlungspflicht freistellen würden° Mit einem Ausfall

wegen dieser Ansprüche brauchte der Gesetzgeber nicht zu

rechnen° Sollte es gleichwohl einmal — wozu im vorliegen—

den Fall kein Anlaß ersichtlich ist — zu einem solchen

Ausfall kommen? so könnte allerdings ein — dem Sinn und

Zweck der Regelung nicht entsprechender — Rückgriff der
Beklagten auf den im Grund nur formal zurückzahlungs—
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pflichtigen Empfänger des Kg jeweils nach den Umständen

des Falles als rechtsmißbräuchlich angesehen werden°

Da die angefochtenen Bescheide somit auch hinsichtlich

der Rückforderung nicht rechtswidrig sind? muß die Klage

in vollem Umfang abgewiesen'werden° Obgleich das Urteil

des LSG nur hinsichtlich der Rückforderung angefochten

ist? erscheint dabei die Aufhebung beider vorinstanz—

licher Urteile zur Vermeidung von Unklarheiten wegen

ihrer Tenorierung geboten„

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 495 SGG„

Dr„ Brooke Dr° Witte

zugleich für Richter Drc Heußner,
der durch Urlaub verhindert ist,
seine Unterschrift beizufügen°
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